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Artikel 1 
Verwaltungsverordnung über die Erteilung von Vorausgenehmigungen 

gemäß § 3 der Geschäftsanweisung über die Verwaltung des Vermögens in den Kir-
chengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbänden des nordrhein-westfälischen und 

des hessischen Anteils der Erzdiözese Paderborn (GA PB) 
 

 
Gemäß § 3 GA PB kann der Ortsordinarius anordnen, unter welchen Voraussetzungen die 
Genehmigung des Erzbischöflichen Generalvikariates zu einem der in § 1 GA PB aufgeführten 
Beschlüsse, Rechtsgeschäfte oder Rechtsakte vorab erteilt wird (Vorausgenehmigung). Dies-
bezüglich wird folgende Regelung getroffen: 
 
 
§ 1  Erwerb, Belastung und Veräußerung von Wertpapieren und Anteilsscheinen sowie 

bei Begründung abstrakter Schuldverpflichtungen einschließlich wertpapierrecht-
licher Verpflichtungen im Zusammenhang mit Vermögensverwaltungsverträgen 

 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen gemäß § 1 Abs. 1 lit. b) Nr. 4 und 7 GA PB, die 

im Rahmen eines Vermögensverwaltungsvertrages von einem Kreditinstitut im Auftrag ei-
nes Kirchenvorstandes getätigt werden, wird hiermit unter nachfolgenden Voraussetzun-
gen die kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt: 
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a) Die Vermögensverwaltung durch das Kreditinstitut erfolgt im Rahmen eines kirchen-
aufsichtlich genehmigten Vermögensverwaltungsvertrages. 

 
b) Für die Vermögensverwaltung durch das Kreditinstitut gelten die Anlagekriterien für 

katholische Kirchengemeinden im Erzbistum Paderborn in ihrer jeweils gültigen Fas-
sung. 

 
c) Der jeweils einzelne im Rahmen des Vermögensverwaltungsvertrages getätigte 

Rechtsakt bzw. das einzelne getätigte Rechtsgeschäft hat einen Gegenstandswert 
von nicht mehr als 150.000,00 EUR. 

 
d) Sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierenden Willenserklärungen 

des Kirchenvorstandes entsprechen den formalen Voraussetzungen des für die kirch-
liche Vermögensverwaltung geltenden Rechts (insbesondere §§ 17, 21 Abs. 1 
KVVG). 

 
(2) Unbeschadet der Regelung nach Abs. 1 bleibt es dem Erzbischöflichen Generalvikariat 

vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im Hinblick 
auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
§ 2 Abschluss oder vertragliche Änderung von Dienst- und Arbeitsverträgen 
 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der Kirchenvorstände in Bezug den Abschluss 

von Dienst- und Arbeitsverträgen wird hiermit unter nachfolgenden Voraussetzungen die 
kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt: 

 
a) Der Beschluss bzw. die Willenserklärung betrifft 

 
1. den Abschluss oder die vertragliche Änderung von Dienst- oder Arbeitsverträgen 

für die Dauer von bis zu einem Jahr; 
 

2. den Abschluss oder die vertragliche Änderung von Dienst- oder Arbeitsverträgen 
für die Dauer von mehr als einem Jahr 

 
- mit Mitarbeitenden im Reinigungsdienst, 
- mit Mitarbeitenden in der Pflege der Außenanlagen kirchlicher Gebäude, 
- bei geringfügiger Beschäftigung iSd § 8 SGB IV, 
- bei Eingruppierung bis EG VII KAVO mit einem Beschäftigungsumfang von 

bis zu 12 Stunden in der Woche; 
 

3. den Abschluss oder die vertragliche Änderung von Verträgen mit Vorpraktikantin-
nen und Vorpraktikanten. 

 
b) Der Dienst- bzw. Arbeitsvertrag enthält eine individualvertragliche Inbezugnahme des 

kirchlichen Dienst- und Arbeitsrechts, insbesondere der Grundordnung des kirchli-
chen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in ihrer jeweils gültigen, 
vom Erzbischof von Paderborn in Kraft gesetzten Fassung. 

 
c) Die persönlichen Voraussetzungen nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes 

im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in ihrer jeweils gültigen, vom Erzbischof 
von Paderborn in Kraft gesetzten Fassung, sind erfüllt. 

 
d) Die Vergütung richtet sich nach der Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung 

(KAVO). 
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e) Sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierenden Willenserklärun-
gen des Kirchenvorstandes entsprechen den formalen Voraussetzungen des für die 
kirchliche Vermögensverwaltung geltenden Rechts (insbesondere §§ 17, 21 Abs. 1 
KVVG). 

 
(2) Unbeschadet der Regelungen nach Abs. 1 bleibt es dem Erzbischöflichen Generalvikariat 

vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im Hinblick 
auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
§ 3 Abschluss oder vertragliche Änderung von Dienst- und Arbeitsverhältnissen, beim 

Abschluss von Kauf- und Tauschverträgen, Werkverträgen sowie Miet-, Pacht-, Lea-
sing- und Leihverträgen durch die (Kirchen-)Gemeindeverbände katholischer Kir-
chengemeinden im Erzbistum Paderborn 

 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der (Kirchen-)Gemeindeverbände gemäß § 1 

Abs. 1 lit. a) Nr. 8 GA PB [Abschluss und vertragliche Änderung von Dienst- und Arbeits-
verhältnissen] wird hiermit unter nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche 
Genehmigung erteilt (Vorausgenehmigung): 

 
a) die Willenserklärung betrifft nicht die Bestellung einer Person zur Geschäftsführerin 

oder zum Geschäftsführer oder stellv. Geschäftsführerin oder stellv. Geschäftsführer 
des (Kirchen-)Gemeindeverbandes oder die vertragliche Änderung eines solchen 
Dienstverhältnisses; 

 
b) der Abschluss des betreffenden Dienst- bzw. Arbeitsverhältnisses erfolgt im Rahmen 

eines vom Verbandausschuss beschlossenen und kirchenaufsichtlich genehmigten 
Stellenplanes; 

 
c) der Dienst- bzw. Arbeitsvertrag enthält eine individualvertragliche Inbezugnahme des 

kirchlichen Dienst- und Arbeitsrechts, insbesondere der Grundordnung des kirchli-
chen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in ihrer jeweils gültigen, 
vom Erzbischof von Paderborn in Kraft gesetzten Fassung; 

 
d) die persönlichen Voraussetzungen nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes 

im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in ihrer jeweils gültigen, vom Erzbischof 
von Paderborn in Kraft gesetzten Fassung, sind erfüllt; 

 
e) die Vergütung richtet sich nach der Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung 

(KAVO); 
 

f) sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierende Willenserklärung 
entsprechen den formalen Voraussetzungen des für die kirchliche Vermögensverwal-
tung geltenden Rechts. 

 
(2) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der (Kirchen-)Gemeindeverbände gemäß 
 

- § 1 Abs. 1 lit. b) Nr. 3 GA PB [Kauf- und Tauschverträge]; 
- § 1 Abs. 1 lit. b) Nr. 5 GA PB [Werkverträge mit Ausnahme der unter § 1 Abs. 1 lit. a) 

Nr. 11 GA PB genannten Verträge] sowie 
- § 1 Abs. 1 lit. c) GA PB [Miet-, Pacht-, Leasing- und Leihverträge] 

 
wird hiermit unter nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche Genehmigung er-
teilt: 
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a) Die Vertragsschlüsse erfolgen im Rahmen eines von der Verbandsvertretung beschlos-
senen und kirchenaufsichtlich genehmigten Haushaltsplanes des jeweiligen (Kirchen-) 
Gemeindeverbandes (einschl. Investitionsplan). 

 
b) Der Gegenstandswert beträgt im Einzelfall nicht mehr als 100.000,00 EUR. 

 
c) Grundlage beim Abschluss von Werkverträgen sowie beim Abschluss von Miet- und 

Pachtverträgen sind die vom Erzbischöflichen Generalvikariat freigegebenen Vertrags-
muster in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 

 
d) Sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierende Willenserklärung 

des Kirchenvorstandes oder der Verbandsorgane entsprechen den formalen Voraus-
setzungen des für die kirchliche Vermögensverwaltung geltenden Rechts. 

 
(3) Unbeschadet der Regelungen nach Abs. 1 und 2 bleibt es dem Erzbischöflichen Gene-

ralvikariat vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere 
im Hinblick auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu über-
prüfen. 

 
 
§ 4 Abschluss oder vertragliche Änderung von Landpachtverträgen 
 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der Kirchenvorstände gemäß § 1 Abs. 1 lit. c) 

GA PB wird hiermit unter nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche Ge-
nehmigung erteilt: 

 
a) der Beschluss betrifft den Abschluss oder die vertragliche Änderung von Pachtver-

trägen über landwirtschaftliche Nutzflächen (Landpachtverträge); 
 

b) der Pachtzins beträgt im Einzelfall mehr als 1,30 EUR pro Bodenpunkt und Morgen 
sowie, auf das Jahr umgerechnet, insgesamt nicht mehr als 50.000,00 EUR; 

 
c) das Pachtverhältnis wird nicht unbefristet geschlossen bzw. endet bei befristeten 

Verträgen spätestens mit Ablauf des 31.12. des Jahres, in dem das Pachtverhältnis 
ununterbrochen seit 10 Jahren besteht bzw. bestanden hat; 

 
d) der Vertragsabschluss oder die vertragliche Änderung erfolgt auf Basis der vom Erz-

bischöflichen Generalvikariat freigegebenen Vertragsmuster in ihrer jeweils aktuel-
len Fassung; 

 
e) sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierenden Willenserklärun-

gen des Kirchenvorstandes entsprechen den formalen Voraussetzungen des für die 
kirchliche Vermögensverwaltung geltenden Rechts (insbesondere §§ 17, 21 Abs. 1 
KVVG). 

 
(2) Die (Kirchen-)Gemeindeverbände sind angehalten, die Pachtverhältnisse im Liegen-

schaftsverwaltungsprogramm KiS.1 vollständig einzutragen und zu pflegen.  
 
(3) Unbeschadet der Regelung nach Absatz 1 bleibt es dem Erzbischöflichen Generalvika-

riat vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im Hin-
blick auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
§ 5 Belastung oder Veräußerung von Erbbaurechten 
 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der Kirchenvorstände und Vertretungen der (Kir-

chen)Gemeindeverbände gemäß § 1 Abs. 1 lit. a) Nr. 2 GA PB betreffend die Belastung 
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von Erbbaurechten mit Grundschulden, einschließlich damit verbundener Zustimmungs- 
und Stillhalteerklärungen, wird hiermit unter nachfolgenden Voraussetzungen die kirchen-
aufsichtliche Genehmigung erteilt: 

 
a) die Belastung erfolgt bis zu einer Höhe von maximal 70% des Verkehrswertes; 

 
b) der Gegenstandswert des einzelnen Rechtsgeschäftes übersteigt die in der Partikular-

norm der Deutschen Bischofskonferenz Nr. 19, Ziffer II.2.a gesetzte Wertgrenze von 
100.000,00 EUR nicht; 

 
c) die Zustimmungs- bzw. Stillhalteerklärungen entsprechen den vom Erzbischöflichen 

Generalvikariat jeweils vorgegebenen Mindestanforderungen; 
 

d) im jeweiligen Beschluss wird unter Angabe der UR-Nr. explizit Bezug genommen auf 
die jeweilige notarielle Urkunde; 

 
e) sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierende Willenserklärung des 

Kirchenvorstandes oder der Verbandsorgane entsprechen den formalen Vorausset-
zungen des für die kirchliche Vermögensverwaltung geltenden Rechts. 

 
(2) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der Kirchenvorstände und Vertretungen der (Kir-

chen-)Gemeindeverbände gemäß § 1 Abs. 1 lit. a) Nr. 2 GA PB der Geschäftsanweisung 
betreffend die Zustimmung zur Veräußerung von Erbbaurechten wird hiermit unter 
nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt: 

 
a) die Merkmale des zu übertragenden Erbbaurechtes (vertragliche und grundbuchliche 

Angaben, Grundstücksbezeichnungen) müssen zutreffend wiedergegeben sein; 
 

b) der Erbbaurechtserwerber erklärt in einer Rechtsnachfolgeverpflichtungserklärung den 
vollständigen Eintritt in die Rechte und Pflichten des Erbbaurechtsvertrages; 

 
c) der Übertragungsvertrag enthält keine Regelungen zur inhaltlichen Änderung des Erb-

baurechtsvertrages; 
 

d) der Übertragungsvertrag enthält keine Vereinbarung zu sonstigen zustimmungs- oder 
genehmigungspflichtigen Belastungen des Erbbaurechtes; 

 
e) im jeweiligen Beschluss wird unter Angabe der UR-Nr. explizit Bezug genommen auf 

die jeweilige notarielle Urkunde; 
 

f) sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierende Willenserklärung des 
Kirchenvorstandes oder der Verbandsorgane entsprechen den formalen Vorausset-
zungen des für die kirchliche Vermögensverwaltung geltenden Rechts. 

 
(3) Die (Kirchen-)Gemeindeverbände sind angehalten, die Erbbaurechtsverhältnisse im je-

weils genutzten Liegenschaftsverwaltungsprogramm vollständig einzutragen und zu pfle-
gen. 

 
(4) Unbeschadet der Regelungen nach Abs. 1 und 2 bleibt es dem Erzbischöflichen General-

vikariat vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im 
Hinblick auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprü-
fen. 
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§ 6  Abschluss oder vertragliche Änderung von Mietverträgen für Garagen und/oder 
Kfz-Stellplätze 

 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der Kirchenvorstände gemäß § 1 Abs. 1 lit. c) 

GA PB wird hiermit unter nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche Ge-
nehmigung erteilt: 

 
a) der Beschluss betrifft den Abschluss oder die vertragliche Änderung von Mietverträ-

gen über Garagen und/oder Kfz-Stellplätze, die nicht im Zusammenhang mit der Ver-
mietung einer Wohnung oder eines Gebäudes stehen; 

 
b) der Mietzins beträgt im Einzelfall mindestens 20,00 EUR pro Monat sowie, auf das 

Jahr umgerechnet, insgesamt nicht mehr als 50.000,00 EUR; 
 

c) der Vertragsabschluss oder die vertragliche Änderung erfolgt unter Verwendung gän-
giger oder in Anlehnung an gängige Vertragsmuster nach aktuellem Stand, wie z. B. 
Haus und Grund. Das Vertragswerk enthält keine Abweichungen / Sonderabreden zu 
Lasten der Vermieterin; 

 
d) der Vertrag berücksichtigt die (ab spätestens ab 2021 geltende) Umsatzsteuerpflicht 

(siehe KA 2016, Stück 4, Nr. 54 und Stück 12, Nr. 171) bzw. einen entsprechenden 
Vorbehalt; 

 
e) sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierenden Willenserklärun-

gen des Kirchenvorstandes entsprechen den formalen Voraussetzungen des für die 
kirchliche Vermögensverwaltung geltenden Rechts (insbesondere §§ 17, 21 Abs. 1 
KVVG). 

 
(2) Die (Kirchen-)Gemeindeverbände sind angehalten, die Mietverhältnisse im jeweils ge-

nutzten Liegenschaftsverwaltungsprogramm vollständig einzutragen und zu pflegen.  
 
(3) Unbeschadet der Regelung nach Abs. 1 bleibt es dem Erzbischöflichen Generalvikariat 

vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im Hinblick 
auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
§ 7  Abschluss von Dienst- und Werkverträgen über Architekten- und Ingenieurleistun-

gen sowie von Werkverträgen 
 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen der Kirchenvorstände zum Abschluss von Dienst- 

und Werkverträgen über Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1 lit. 
a) Nr. 11 GA PB sowie zum Abschluss von Werkverträgen im Sinne des § 1 Abs. 1 lit. b) 
Nr. 5 GA PB wird hiermit unter den nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsicht-
liche Genehmigung erteilt (Vorausgenehmigung): 

 
a) Grundlage der vertraglichen Vereinbarungen (einschließlich der Vergütung) sind die 

vom Erzbischöflichen Generalvikariat freigegebenen Vertragsmuster in ihren jeweils 
aktuellen Fassungen; 

 
b) die dem jeweiligen Vertrag zu Grunde liegende Maßnahme hat einen Gegenstands-

wert von insgesamt nicht mehr als 30.000,00 EUR und betrifft keinen der nachfolgend 
genannten Bereiche: 

 
- Chorraum und sakrale Ausstattung von Kirchengebäuden (einschl. liturgisches 

Gerät); 
- Orgeln, Kirchenglocken und Läuteanlagen (ausgenommen Wartungsarbeiten); 
- Werke der bildenden Kunst (z. B. Kirchenfenster); 
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- denkmalgeschützte Gebäudeteile, soweit für die jeweilige Maßnahme die Zustim-
mung der staatlichen Denkmalbehörden gesetzlich vorgesehen ist; 

- funktionale Änderungen an Gebäudebeständen (z. B. Umbauten, Nutzungsän-
derungen) 

- Kirchen und Kapellen, die nicht als Gottesdienststationen anerkannt sind; 
- Gebäude, für die eine Baulastverpflichtung Dritter besteht; 
- frei angemietete Dienstwohnungen hauptamtlicher Geistlicher im Pastoralver-

bund (Schönheitsreparaturen); 
- Maßnahmen im Bereich nicht versicherter Risiken (z. B. Leitungswasserschäden, 

Sturmschäden, Glasbruchschäden, Einbruchdiebstahlschäden); 
- Ausweitung der Bausubstanz (z. B. Errichtung von Garagen oder Abstellräumen); 
- Abbruch von Gebäuden. 

 
c) sowohl der jeweilige Beschluss, als auch die daraus resultierenden Willenserklärun-

gen des Kirchenvorstandes entsprechen den formalen Voraussetzungen des für die 
kirchliche Vermögensverwaltung geltenden Rechts (insbesondere §§ 17, 21 Abs. 1 
KVVG). 

 
(2) Das in Abs. 1 geregelte Genehmigungsverfahren entbindet die Kirchengemeinden und 

(Kirchen-)Gemeindeverbände nicht von der Verpflichtung, bei Bedenken, insbesondere 
rechtlicher oder baufachlicher Art, das Erzbischöfliche Generalvikariat zu informieren. 

 
(3) Unbeschadet der Regelung nach Abs. 1 bleibt es dem Erzbischöflichen Generalvikariat 

vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im Hinblick 
auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
§ 8 Delegation der Anordnungsbefugnis über die Kirchenkasse 
 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen des Kirchenvorstandes zur Delegation der An-

ordnungsbefugnis gemäß § 2 AnordVO wird gemäß § 2 Abs. 4 S. 2 AnordVO hiermit unter 
den nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt (Vo-
rausgenehmigung): 

 
a) die Delegation erfolgt auf ein Mitglied des Kirchenvorstandes oder auf die Verwaltungs-

leitung, 
b) die Delegation erfolgt befristet für maximal vier Jahre, 
c) der Beschluss enthält exakte Angaben zu Dauer, Umfang und Gegenstand der Dele-

gation, 
d) die Anordnungsbefugnis ist der Höhe nach beschränkt und kann maximal im Rahmen 

der geltenden Etatposition ausgeübt werden und 
e) es ist eine weitere Person zur Mitunterzeichnung benannt (Vier-Augen-Prinzip).  

 
(2) Unbeschadet der Regelung nach Abs. 1 bleibt es dem Erzbischöflichen Generalvikariat 

vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im Hinblick 
auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
§ 9 Erteilung von Gattungsvollmachten in Zusammenhang mit der Friedhofsverwaltung 
 
(1) Für Beschlüsse und Willenserklärungen des Kirchenvorstandes zur Erteilung von Gat-

tungsvollmachten im Bereich der Friedhofsverwaltung wird hiermit gemäß § 1 Abs. 1 lit. 
a) Nr. 14 GA PB unter nachfolgenden Voraussetzungen die kirchenaufsichtliche Geneh-
migung erteilt (Vorausgenehmigung): 

 
a) die Bevollmächtigung betrifft ein Mitglied des Kirchenvorstandes oder ein Mitglied ei-

nes für Friedhofsangelegenheiten zuständigen Ausschusses des Kirchenvorstandes; 
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b) die Bevollmächtigung beinhaltet ausschließlich die Befugnis, Willenserklärungen für 
die Kirchengemeinde in ihrer Eigenschaft als Friedhofsträgerin abgeben zu können; 

c) die Bevollmächtigung betrifft Geschäfte und Aufgaben der laufenden Verwaltung ei-
nes kirchengemeindlichen Friedhofs, insbesondere 
- Friedhofsgebührenbescheide, 
- Mitteilungen über die Zulassung von gewerblichen Tätigkeiten auf dem Friedhof, 
- die Zustimmung zur Errichtung oder Veränderung von Grabmalen, 
- Aufforderungen zur Wiederherstellung der Standsicherheit eines Grabmals, 
- Aufforderungen zur Herrichtung oder Unterhaltung einer vernachlässigten oder 

noch nicht hergerichteten Grabstätte, 
- Bescheide zur Zahlung der Kosten, die der Kirchengemeinde für die Durchführung 

einer Ersatzvornahme entstanden sind; 
d) die Bevollmächtigung erfolgt unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs; 
e) die Bevollmächtigung erfolgt durch Beschluss des Kirchenvorstandes und wird durch 

einen beglaubigten Auszug aus dem Sitzungsbuch dokumentiert. 
 
(2) 1Für die Bestimmung von Geschäften und Aufgaben der laufenden Verwaltung im Sinne 

des Abs. 1 lit. c) gilt § 1 GlV-VO entsprechend. 2§§ 2 und 3 GlV-VO finden keine Anwen-
dung. 

 
(3) Der Beschluss des Kirchenvorstandes gemäß Abs. 1 lit. e) lautet: "Der Kirchenvorstand 

beschließt, Frau/Herrn mit der Wahrnehmung der Aufgaben der laufenden Verwaltung 
des Friedhofs für die Kirchengemeinde (Name) in (Ort) zu beauftragen. Sie/er wird unter 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs bevollmächtigt, die hierfür erforderlichen Willens-
erklärungen im Namen der Kirchengemeinde abzugeben und insbesondere schriftliche 
Willenserklärungen für den Kirchenvorstand - wie z.B. Friedhofsgebührenbescheide, Mit-
teilung über die Zulassung von gewerblicher Tätigkeit auf dem Friedhof, Zustimmung zur 
Errichtung oder Veränderung von Grabmalen, Aufforderungen zur Wiederherstellung der 
Standsicherheit eines Grabmals, Aufforderungen zur Herrichtung oder Unterhaltung ei-
ner vernachlässigten oder noch nicht hergerichteten Grabstätte, Bescheide zur Zahlung 
der Kosten, die der Kirchengemeinde für die Durchführung einer Ersatzvornahme ent-
standen sind - zu unterzeichnen. Für die Bestimmung von Geschäften und Aufgaben der 
laufenden Verwaltung im Sinne dieser Beschlussfassung gilt § 1 GlV-VO entsprechend." 

 
(4) Unbeschadet der Regelung nach Abs. 1 bleibt es dem Erzbischöflichen Generalvikariat 

vorbehalten, die dieser Regelung unterfallenden Sachverhalte insbesondere im Hinblick 
auf das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen im Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
§ 10 Bestätigungsvermerk des (Kirchen-)Gemeindeverbandes 
 
Das Vorliegen der jeweiligen Genehmigungsvoraussetzungen wird durch den zuständigen 
(Kirchen-)Gemeindeverband Katholischer Kirchengemeinden durch folgenden Vermerk, der 
auf sämtlichen Vertragsausfertigungen anzubringen ist, bestätigt (Vorausgenehmigung): 
 
„Kirchenaufsichtlich genehmigt durch das Erzbischöfliche Generalvikariat gemäß § XX der 
„Verwaltungsverordnung über die Erteilung von Vorausgenehmigungen gemäß § 3 der Ge-
schäftsanweisung über die Verwaltung des Vermögens in den Kirchengemeinden und (Kir-
chen-)Gemeindeverbänden des nordrhein-westfälischen und des hessischen Anteils der Erz-
diözese Paderborn (GA PB)“ vom 10.10.2024 (KA 2024, Nr. 135).“ 
 
Für die Richtigkeit .............................. 
Ort ......................., den ...................... 
Geschäftszeichen .............................. 
(Kirchen-)Gemeindeverband Katholischer Kirchengemeinden 
i. A. ........................................ Geschäftsführer“ 
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__________________________________________________________________________ 
 
 

Artikel 2 
Verwaltungsverordnung zur Ausübung und Delegation der Anordnungsbefugnis 

über die Kirchenkasse (AnordVO) 
 
 
§ 1 Anordnungsbefugnis und Anordnungsberechtigung 
 
(1) Anordnungsbefugnis im Sinne dieser Verordnung bezeichnet die Befugnis, Ein- und Aus-

gaben über die Kirchenkasse anzuweisen. 
 
(2) 1Anordnungsberechtigt ist der Vorsitzende des Kirchenvorstandes. 2Er hat alle Ausgaben 

anzuweisen, die der Anordnung bedürfen. 3Ist der Vorsitzende an der Ausübung seines 
Amtes verhindert, ist für diese Zeit die oder der stellvertretende Vorsitzende des Kirchen-
vorstandes zur Anordnung berechtigt. 

 
(3) Ist eine Geschäftsführende Vorsitzende oder ein Geschäftsführender Vorsitzender nach 

§ 6 Abs. 3 und 4 KVVG bestellt, ist diese oder dieser neben dem Pfarrer unmittelbar an-
ordnungsberechtigt. 

 

(4) 1Die Ausübung der Anordnungsbefugnis erfolgt unter Beachtung des Vier-Augen-Prinzips. 
2Zur Mitunterzeichnung berechtigt sind die Mitglieder des Kirchenvorstandes. 3Der Kir-
chenvorstand kann andere Personen, insbesondere die Verwaltungsleitung, mit der Mit-
unterzeichnung betrauen. 

 
§ 2 Delegation der Anordnungsbefugnis 
 
(1) 1Soweit im Einzelfall erforderlich, kann der Kirchenvorstand neben den in § 1 Abs. 2 ge-

nannten Personen einen Dritten, insbesondere Mitglieder des Kirchenvorstandes oder die 
Verwaltungsleitung, im Wege der Delegation zur Anordnung berechtigen. 2Dies kann voll-
umfänglich oder für einzelne Geschäftsbereiche des Kirchenvorstandes, grundsätzlich 
aber nur befristet erfolgen. 

 
(2) Für die Delegation der Anordnungsbefugnis auf einen Dritten gemäß Abs. 1 gilt: 
 

a) Dritter im Sinne des Abs. 1 S. 1 kann grundsätzlich nur sein 
 

- ein einzelnes Mitglied des Kirchenvorstandes, dem diese Befugnis nicht bereits in 
der Funktion der oder des Geschäftsführenden Vorsitzenden oder einer Stellvertre-
terfunktion nach § 6 Abs. 2 KVVG zukommt, 

 
- die Verwaltungsleitung oder 

 
- ein anderes Mitglied einer katholischen Kirchengemeinde, das nicht zugleich bei der 

delegierenden Kirchengemeinde haupt- oder nebenamtlich beschäftigt ist. 
 

b) 1Die Anordnungsbefugnis kann nur im Wege eines Kirchenvorstandsbeschlusses und 
nur auf Antrag des Vorsitzenden oder der oder des Geschäftsführenden Vorsitzenden 
auf einen Dritten delegiert werden. 2Der Beschluss muss den Gegenstand, den Um-
fang und die Dauer der Delegation genau umschreiben. 

 
c) Die Anordnungsbefugnis kann nur im Rahmen des der Delegation zu Grunde liegen-

den Beschlusses, höchstens jedoch im Rahmen der geltenden Etatpositionen ausge-
übt werden. 
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d) Jede oder jeder Anordnungsberechtigte hat ihre oder seine Tätigkeit nach den 

Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buchführung zu dokumentieren und dem Kir-
chenvorstand für die im Rahmen der Delegation ausgeübten Befugnisse regelmäßig 
Rechenschaft zu geben. 

 
e) § 1 Abs. 4 findet entsprechende Anwendung. 

 
(3) 1Die Delegation der Anordnungsbefugnis kann vom Kirchenvorstand jederzeit widerrufen 

werden. 2Die auf ein Kirchenvorstandsmitglied oder die Verwaltungsleitung delegierte An-
ordnungsbefugnis endet spätestens mit dem Ausscheiden des oder der Anordnungsbe-
fugten aus seinem oder ihrem Amt. 

 
(4) 1Die Delegation der Anordnungsbefugnis nach Abs. 2 bedarf der kirchenaufsichtlichen 

Genehmigung. 2§ 3 GA PB findet entsprechende Anwendung. 
 
__________________________________________________________________________ 

 
 

Artikel 3 
Verwaltungsverordnung zur Bestimmung von Geschäften 

der laufenden Verwaltung im Sinne des § 21 Abs. 3 S. 1 KVVG (GlV-VO) 
 
 
Gemäß § 21 Abs. 3 S. 3 KVVG wird folgende Regelung getroffen: 
 
§ 1 Geschäfte der laufenden Verwaltung 
 
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne des § 21 Abs. 3 S. 1 KVVG sind solche 

Geschäfte bis zu einer Höhe von maximal 2.500,00 EUR brutto im Einzelfall, die in mehr 
oder weniger regelmäßigen Wiederkehr vorkommen und nach Größe, Umfang der Ver-
waltungstätigkeit und Finanzkraft der Kirchengemeinde von sachlich weniger erheblicher 
Bedeutung sind. 

 
(2) Nicht zu den Geschäften der laufenden Verwaltung zählen alle in § 22 KVVG in Verbin-

dung mit §§ 1 und 2 GA PB enthaltenen Rechtsgeschäfte, mit Ausnahme der Geschäfte 
nach 

 
- § 1 Abs. 1 lit. b) Nr. 3 GA PB (Kauf- und Tauschverträge), 
- § 1 Abs. 1 lit. b) Nr. 5 GA PB (Werkverträge der dort genannten Art) und 
- § 1 Abs. 1 lit. b) Nr. 6 GA PB (Geschäftsbesorgungsverträge der dort genannten Art) 

mit einem Gegenstandswert von nicht mehr als 2.500,00 EUR brutto im Einzelfall. 

(3) Unbeschadet Abs. 2 sind Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne von Abs. 1 auch 
Miet-, Pacht-, Leasing- und Leihverträge, die nicht unter den Genehmigungsvorbehalt 
nach § 1 Abs. 1 lit. c) GA PB fallen. 

 
 
§ 2 Heraufsetzung der Wertgrenze 
 
1Der Kirchenvorstand kann für einzelne oder sämtliche Geschäfte der laufenden Verwaltung 
durch vorherigen Beschluss die Wertgrenze nach § 1 bis zur Höhe des doppelten Betrages 
einheitlich heraufsetzen. 2Eine darüberhinausgehende Erhöhung bedarf der Genehmigung 
durch das Erzbischöfliche Generalvikariat. 
 
 
§ 3 Regelung durch den Kirchenvorstand 
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Der Kirchenvorstand entscheidet nach Maßgabe der §§ 1 und 2 für sich und seine Aus-
schüsse, welche Rechtsgeschäfte und Verwaltungsvorgänge zu seinen Geschäften der lau-
fenden Verwaltung gehören. 
 
 
§ 4 Bevollmächtigung Dritter 
 
Gemäß § 21 Abs. 4 und 5 KVVG sowie § 1 Abs. 1 lit. a) Nr. 14 GA PB kann der Kirchenvorstand 
auch eine andere Person, insbesondere die Verwaltungsleitung, mit der Wahrnehmung von 
Geschäften der laufenden Verwaltung betrauen.  
 
__________________________________________________________________________ 
 
 

Artikel 4 
Verwaltungsverordnung über die Bildung von Ausschüssen 

der Kirchenvorstände in der Erzdiözese Paderborn (AusschussVO) 
 
 
Gemäß § 7 Abs. 3 KVVG wird folgende Regelung getroffen: 
 
 
§ 1 Bildung von Ausschüssen 
 
(1) Für die Dauer seiner Amtsperiode kann der Kirchenvorstand im Rahmen von § 7 KVVG 

Ausschüsse bilden. 
 
(2) 1Im Beschluss des Kirchenvorstandes ist für jeden Ausschuss insbesondere festzulegen: 
 

a) die Anzahl der Ausschussmitglieder, 
b) der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz im Ausschuss, 
c) der Zuständigkeitsbereich des Ausschusses. 

 
2Soll einem Ausschuss gemäß § 7 Abs. 2 KVVG die Vertretung der Kirchengemeinde für be-
stimmte Sach- oder Geschäftsbereiche übertragen werden, sind Art und Umfang dieser Er-
mächtigung im Beschluss des Kirchenvorstandes exakt festzulegen. 
 
(3) Der Kirchenvorstand kann Beschlüsse zur Bildung von Ausschüssen jederzeit rückgängig 

machen und erteilte Vollmachten widerrufen. 
 
 
§ 2 Besetzung, Sachkundige Mitglieder 
 
(1) Die Anzahl der Ausschussmitglieder ist so zu bemessen, dass eine geordnete und zeit-

nahe Erledigung der übertragenen Aufgaben gewährleistet ist. 
 
(2) 1Die Berufung der Ausschussmitglieder erfolgt für die Dauer der Amtsperiode des Kirchen-

vorstandes. 2Mit dem Ausscheiden aus dem Kirchenvorstand endet zugleich die Mitglied-
schaft im Ausschuss.  

 
(3) 1Die oder der Vorsitzende des Kirchenvorstandes oder die oder der Geschäftsführende 

Vorsitzende oder eine oder einer der stellvertretenden Vorsitzenden sollen dem Ausschuss 
nach Möglichkeit angehören. 2Werden einem Ausschuss Befugnisse nach § 7 Abs. 2 S. 1 
KVVG übertragen, muss diesem Ausschuss mindestens ein Mitglied des Kirchenvorstan-
des angehören. 
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(4) 1Personen, die dem Kirchenvorstand nicht angehören, können als Sachkundige Mitglieder 
in Ausschüsse berufen werden, sofern sie in Bezug auf die dort zu behandelnden Aufga-
benstellungen eine besondere fachliche oder persönliche Eignung aufweisen. 2Zum Sach-
kundigen Mitglied kann grundsätzlich nur bestellt werden, wer in einer Kirchengemeinde 
der Erzdiözese Paderborn aktiv wahlberechtigt zum Kirchenvorstand ist und dessen Wahl-
recht nicht nach § 10 Abs. 2 KVVG ruht. 3Zum Sachkundigen Mitglied kann nicht berufen 
werden, wer im Sinne des § 11 Abs. 4 lit. b) bis d) KVVG nicht wählbar ist. 

 

(5) Die Anzahl der Sachkundigen Mitglieder soll die der Kirchenvorstandsmitglieder im Aus-
schuss nicht übersteigen. 

 
 
§ 3 Ermächtigungsbeschlüsse 
 
(1) Soweit der Kirchenvorstand von der Möglichkeit zur Ermächtigung von Ausschüssen nach 

§ 7 Abs. 2 KVVG Gebrauch macht, ist in dem Ermächtigungsbeschluss insbesondere der 
Gegenstand und Umfang der Ermächtigung (einschließlich etwaiger Beschränkungen) zu 
regeln. 

 
(2) 1Ermächtigungsbeschlüsse in Form von Gattungsvollmachten (Berechtigung zur Vor-

nahme sämtlicher Geschäfte einer bestimmten Art oder Gattung) sollen grundsätzlich nur 
für Geschäfte der laufenden Verwaltung oder für Rechtsakte erteilt werden, die nicht zum 
Kernbereich der Kirchenvorstandstätigkeit gehören. 2Die Erteilung von Gattungsvollmach-
ten bedarf gemäß § 1 Abs. 1 lit. a) Nr. 14 GA PB zu ihrer Wirksamkeit der kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung. 

 
(3) Die Erteilung von Generalvollmachten (Berechtigung zur Vornahme aller Rechtsgeschäfte, 

soweit Vertretung zulässig ist) ist unzulässig. 
 
(4) Die Ermächtigung bzw. Bevollmächtigung ist gemäß § 20 Abs. 4 KVVG durch einen be-

glaubigten Auszug aus dem Sitzungsbuch des Kirchenvorstandes nachzuweisen. 
 
 
§ 4 Sitzung und Beschlussfassung 
 
(1) Für die Sitzung und Beschlussfassung in Ausschüssen sind die §§ 15 bis 19 sowie § 20 

Abs. 1 bis 3 KVVG entsprechend anzuwenden. 
 
(2) Willenserklärungen des Ausschusses, welche die Kirchengemeinde oder die vom Kirchen-

vorstand vertretenen Vermögensmassen berechtigen oder verpflichten sollen, sind stets 
von mindestens zwei Ausschussmitgliedern, von denen eines zugleich dem Kirchenvor-
stand angehören muss, schriftlich und unter Bezugnahme auf den entsprechenden Er-
mächtigungsbeschluss des Kirchenvorstandes abzugeben. 

 
(3) 1Ausschüsse sind dem Kirchenvorstand gegenüber rechenschaftspflichtig. 2Sie haben den 

Kirchenvorstand spätestens in dessen nächster Sitzung von allen wesentlichen Vorgän-
gen, insbesondere der Abgabe von Willenserklärungen, welche die Kirchengemeinde oder 
die vertretenen Vermögensmassen berechtigen oder verpflichten sollen, textlich in Kennt-
nis zu setzen. 

 
(4) Die kirchenaufsichtlichen Genehmigungs- und Zustimmungsbefugnisse, insbesondere 

nach § 22 KVVG, bleiben unberührt und sind vor der Abgabe von Willenserklärungen auch 
von Ausschüssen zwingend zu beachten. 

 
(5) Die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Vorgaben sind in den Kirchenvorstandsbeschlüs-

sen zur Bestellung von Ausschüssen wiederzugeben. 
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__________________________________________________________________________ 
 
 

Artikel 5 
Mediations- und Schlichtungsordnung für Kirchenvorstände 

in der Erzdiözese Paderborn (MeSchlO-KV PB) 
 
 
Gemäß § 23 S. 2 KVVG wird für die Kirchengemeinden in der Erzdiözese Paderborn folgende 
Regelung getroffen: 
 
 
§ 1 Mediations- und Schlichtungsverfahren 
 
(1) Bei fortdauernden Unstimmigkeiten im Kirchenvorstand kann auf Antrag einzelner Kir-

chenvorstandsmitglieder ein Mediations- oder Schlichtungsverfahren durchgeführt wer-
den (§ 23 S. 1 KVVG). 

 
(2) 1Mediation und Schlichtung im Sinne dieser Ordnung sind Instrumente der freiwilligen in-

nerkirchlichen Konfliktbeilegung. 2Sie sind keine Verfahren nach § 278a oder §§ 1025 ff. 
der Zivilprozessordnung (ZPO) sowie § 47 KAVO oder § 22 AVR und schließen diese 
nicht aus. 

 
(3) Niemand kann zur Teilnahme an einer Mediation oder Schlichtung nach dieser Ordnung 

angehalten werden. 
 
 
§ 2 Antragstellung, Verfahrensgrundsätze 
 
(1) 1Der Antrag auf Mediation oder Schlichtung ist in Textform beim Erzbischöflichen Gene-

ralvikariat zu stellen und substantiiert zu begründen. 2Er kann bis zum Abschluss des Ver-
fahrens jederzeit ohne Angabe von Gründen zurückgenommen werden. 3Der Antrag muss 
enthalten: 
a. die Namen der Beteiligten und der Kirchengemeinde; 
b. das Antragsziel (Mediation oder Schlichtung); 
c. eine alle Tatsachen und Dokumente umfassende Sachverhaltsdarstellung; 
d. eine Einverständniserklärung zur Verarbeitung der Daten sowie zur Offenlegung an 

die Verfahrensbeteiligten. 
4Entspricht der Antrag nicht den Anforderungen, fordert das Erzbischöfliche Generalvika-
riat die Antragstellerin oder den Antragsteller zur Ergänzung binnen angemessener Frist 
auf. 5Nach fruchtlosem Fristablauf gilt der Antrag als zurückgenommen. 

 
(2) Das Mediations- oder Schlichtungsverfahren wird in Textform durchgeführt, es sei denn, 

das Erzbischöfliche Generalvikariat hält eine mündliche Erörterung für sachdienlich. 
 
(3) 1Die jeweils gültigen Datenschutzbestimmungen sind zu beachten. 2Die Beteiligten und 

die Schlichtungsstelle haben insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass die Privatsphäre 
der Beteiligten gewahrt bleibt und vertraulich zu behandelnde Sachverhalte durch das 
Mediations- oder Schlichtungsverfahren nicht der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wer-
den. 

 
 
§ 3 Durchführung der Mediation 
 
(1) 1Spätestens vier Wochen nach Eingang des Antrages lädt das Erzbischöfliche Generalvi-

kariat die Beteiligten zur Mediation ein. 
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(2) 1Wird eine mündliche Erörterung durchgeführt, lädt das Erzbischöfliche Generalvikariat 
die Beteiligten spätestens drei Monate nach Eingang des Antrages zu einem Mediations-
gespräch ein. 2Jede oder jeder Beteiligte kann eine Vertrauensperson hinzuziehen oder 
sich durch eine Bevollmächtigte oder einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 3Die Erör-
terung kann auch als Telefon- oder Videokonferenz stattfinden. 4Im Vorfeld soll den Be-
teiligten Gelegenheit zur textlichen Stellungnahme eingeräumt werden. 

 
 
§ 4 Durchführung der Schlichtung 
 
(1) 1Spätestens vier Wochen nach Eingang des Antrages fordert das Erzbischöfliche Gene-

ralvikariat die anderen Beteiligten unter angemessener Fristsetzung zu einer Stellung-
nahme in Textform auf. 

 
(2) 1Wird eine mündliche Erörterung durchgeführt, lädt das Erzbischöfliche Generalvikariat 

die Beteiligten spätestens drei Monate nach Eingang des Antrages zu einem Schlich-
tungsgespräch ein. 2Jede Beteiligte oder jeder Beteiligte kann eine Vertrauensperson hin-
zuziehen oder sich durch eine Bevollmächtigte oder einen Bevollmächtigten vertreten las-
sen. 3Die Erörterung kann auch als Telefon- oder Videokonferenz stattfinden. 4Im Vorfeld 
soll den Beteiligten Gelegenheit zur textlichen Stellungnahme eingeräumt werden. 

 
(3) Wenn das Erzbischöfliche Generalvikariat eine weitere Aufklärung des Sachverhalts für 

geboten hält, kann es insbesondere von den Beteiligten unter Setzung angemessener 
Fristen ergänzende Auskünfte einholen. 2Erfolgen die Stellungnahmen nicht innerhalb der 
gesetzten Frist, entscheidet das Erzbischöfliche Generalvikariat aufgrund der Aktenlage. 
3Anstelle einer Entscheidung nach Satz 2 kann das Erzbischöfliche Generalvikariat fest-
stellen, dass sich das Verfahren erledigt hat. 

 
(4) Spätestens sechs Wochen nach Vorliegen der Stellungnahmen oder nach mündlicher Er-

örterung unterbreitet das Erzbischöfliche Generalvikariat einen Einigungsvorschlag. 
 
 
§ 5 Abschluss des Verfahrens 
 
(1) Mediation oder Schlichtung enden, wenn 
 

a) die Beteiligten im Rahmen der Mediation zu einer Einigung gelangt sind oder im Falle 
der Schlichtung den Einigungsvorschlag des Erzbischöflichen Generalvikariates an-
genommen haben, 

b) die Beteiligten übereinstimmend erklären, dass sich der Streit erledigt hat, 
c) sich die Beteiligten nicht einigen können, 
d) der Antragsteller oder die Antragstellerin seinen oder ihren Antrag zurücknimmt oder 

der weiteren Durchführung des Verfahrens widerspricht oder 
e) das Erzbischöfliche Generalvikariat feststellt, dass die Belange nach § 1 Abs. 1 nicht 

mehr berührt sind 
 
(2) Das Ergebnis der Mediation oder Schlichtung ist zu dokumentieren und den Beteiligten 

spätestens vier Wochen nach Beendigung des Verfahrens in Textform zu übersenden. 
 
 
§ 6 Gesetzliche Fristen, Ablehnung eines Antrages auf Mediation oder Schlichtung 
 
(1) 1Durch das Mediations- oder Schlichtungsverfahren nach dieser Ordnung werden gesetz-

liche Fristen nicht berührt. 2Verfahren nach § 14 KVVG sollen während eines laufenden 
Schlichtungsverfahrens ausgesetzt werden. 

 
(2) 1Das Erzbischöfliche Generalvikariat lehnt eine Mediation oder Schlichtung ab, wenn  
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a) in derselben Angelegenheit eine Streitsache vor kirchlichen oder staatlichen Gerich-
ten anhängig ist oder war, 

b) in derselben Angelegenheit eine Schlichtung nach § 47 KAVO oder § 22 AVR an-
hängig ist oder war, 

c) in derselben Angelegenheit bereits ein Mediations- oder Schlichtungsverfahren 
nach dieser Ordnung durchgeführt wurde, 

d) das Erzbischöfliche Generalvikariat unzuständig ist, weil es sich um eine Angele-
genheit anderer kirchlicher Rechtsträger, insbesondere kirchlicher Vereine, Stiftun-
gen oder Gesellschaften handelt oder die Zuständigkeit einer anderen Diözese ge-
geben ist, 

e) die Streitigkeit bereits beigelegt ist oder 
f) das Erzbischöfliche Generalvikariat den Sachverhalt nur mit einem unverhältnismä-

ßig hohen Aufwand klären kann. 
2Die Ablehnungsentscheidung ist zu begründen und der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller innerhalb von vier Wochen nach vollständigem Antragseingang mitzuteilen. 
3Das Erzbischöfliche Generalvikariat kann die weitere Durchführung eines Mediations- 
oder Schlichtungsverfahrens auch ablehnen, wenn einer der in S. 1 genannten Gründe 
erst während des Verfahrens eintritt oder bekannt wird. 

 
 
§ 7 Kosten 
 
1Jede Beteiligte oder jeder Beteiligte trägt ihre oder seine Kosten für das Mediations- oder 
Schlichtungsverfahren selbst. 2Eine Erstattung von Auslagen findet nicht statt. 
 
 
§ 8 Evaluation 
 
Diese Ordnung soll innerhalb von drei Jahren ab Inkrafttreten evaluiert werden. 
 
 
__________________________________________________________________________ 
 
 
 

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten entgegenstehender Regelungen 

 
1Diese Verwaltungsverordnung tritt mit Inkrafttreten des Kirchlichen Vermögensverwaltungs-
gesetzes für die Erzdiözese Paderborn in Kraft. 2Zugleich treten alle entgegenstehenden Re-
gelungen außer Kraft, insbesondere 
 

- die Verwaltungsverordnung zur Bildung von Ausschüssen und Kuratorien vom 26.11.2013 
(KA 2013, Nr. 181); 

 
- die Verwaltungsverordnung über die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung 

beim Abschluss von Dienst- und Werkverträgen über Architekten- und Ingenieurleistun-
gen sowie Werkverträgen im Bereich der Kirchengemeinden und Gemeindeverbände im 
nordrhein-westfälischen und hessischen Anteil des Erzbistums Paderborn vom 
30.09.2022 (KA 2022, Nr. 184); 

 
- die Verwaltungsverordnung über die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung bei 

Abschluss oder vertraglicher Änderung von Mietverträgen für Wohnen und/oder Gewerbe 
- einschl. zugehöriger Garagen und/oder KfZ-Stellplätze - im nordrhein-westfälischen und 
im hessischen Anteil des Erzbistums Paderborn vom 07.07.2022 (KA 2022, Nr. 97); 
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- die Verwaltungsverordnung über die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung bei 
der Belastung und bei der Veräußerung von Erbbaurechten im nordrhein-westfälischen 
und im hessischen Anteil des Erzbistums Paderborn vom 18.01.2017 (KA 2017, Nr. 37); 

 
- die Verwaltungsverordnung über die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung bei 

Abschluss oder vertraglicher Änderung von Landpachtverträgen im nordrhein-westfäli-
schen und im hessischen Anteil des Erzbistums Paderborn vom 05.07.2016 (KA 2016, Nr. 
103); 

 
- die Verwaltungsverordnung über die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung bei 

Abschluss oder vertraglicher Änderung von Dienst- und Arbeitsverhältnissen, beim Ab-
schluss von Kauf- und Tauschverträgen, Werkverträgen sowie Miet-, Pacht-, Leasing- und 
Leihverträgen durch die Gemeindeverbände katholischer Kirchengemeinden im Erzbis-
tum Paderborn vom 22.06.2015 (KA 2015, Nr. 93); 

 
- die Verwaltungsverordnung über die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung bei 

Erwerb, Belastung und Veräußerung von Wertpapieren und Anteilsscheinen sowie bei 
Begründung abstrakter Schuldverpflichtungen einschließlich wertpapierrechtlicher Ver-
pflichtungen im Zusammenhang mit Vermögensverwaltungsverträgen vom 21.11.2013 
(KA 2013, Nr. 180); 

 
- die Verwaltungsverordnung zur kirchenaufsichtlichen Genehmigung bei Abschluss und 

vertraglicher Änderung von Dienst- und Arbeitsverträgen und der Belastung von Erbbau-
rechten mit Grundschulden im Bereich der Kirchengemeinden und Gemeindeverbände 
des Erzbistums Paderborn vom 07.04.2003 (KA 2003, Nr. 97); 

 
- die 4. Ausführungsbestimmung zu Artikel 5a der Geschäftsanweisung für die Verwaltung 

des Vermögens in den Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden des nordrhein-west-
fälischen und des hessischen Anteils der Erzdiözese Paderborn vom 19. Mai 1995, zuletzt 
geändert am 15. April 2020 (KA 2020, Nr. 56) vom 24.11.2023 (KA 2023, Nr. 144); 

 
- die Ausführungsbestimmungen zu Art. 1 und 2a der Geschäftsanweisung für die Verwal-

tung des Vermögens in den Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden im nordrhein-
westfälischen und hessischen Anteil der Erzdiözese Paderborn vom 20.09.2005 (KA 
2005, Nr. 153); 

 
- die Ausführungsbestimmungen zur Verwaltungsverordnung zur kirchenaufsichtlichen Ge-

nehmigung bei Abschluss und vertraglicher Änderung von Dienst- und Arbeitsverträgen 
und der Belastung von Erbbaurechten mit Grundschulden im Bereich der Kirchengemein-
den und Gemeindeverbände des Erzbistums Paderborn vom 31.07.2003 (KA 2003, Nr. 
177); 

 
- die Verwaltungsverordnung über Vikare als Mitglieder des Kirchenvorstandes vom 

11.11.1924 (KA 1924, Nr. 301) sowie die dazu ergangenen Hinweise in KA 1952, Nr. 290. 
 
 
 


